
Stadtverordnetenversammlung 

 

 

25. September 2017 

1 von 2 
Beschluss 

der Stadtverordnetenversammlung 

 

 

 

Programm für bezahlbaren Wohnraum 

Antrag der SPD-Fraktion 

- 101.18.456 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Magistrat wird gebeten darzustellen, wie die Stadt die Schaffung von 

preiswertem Wohnraum unterstützt und künftig noch stärker fördern kann. 

Dem Bau von Wohnraum für junge Familien kommt dabei besondere Bedeutung 

zu. Neben der GWG sind dabei auch andere Wohnungsbaugesellschaften, 

Genossenschaften und private Investoren einzubeziehen. 

Der Magistrat wird aufgefordert, insbesondere auch über die Erfahrungen 

anderer Städte wie Bremen, Hamburg, Freiburg, Marburg, Frankfurt u.a. zu 

berichten, und auch darüber, welche anderen Städte solche Programme planen. 

In diesem Zusammenhang soll auch der Stellenwert einer - ggf. regional oder 

objektbezogenen - sog. Sozialquote bewertet werden, mit dem Ziel, dass in den 

nächsten Jahren neue Sozialwohnungen geschaffen werden können. 

 

Das Ergebnis soll bis Mai 2017 im Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität 

und Verkehr vorgestellt werden. 

 

 

 

 

 Geänderter Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Magistrat wird gebeten, ein Programm für bezahlbaren Wohnraum 

vorzubereiten. Zu diesem Zweck sollen die aktuelle Lage des 

Wohnungsmarktes, die zu erwartende Entwicklung und die möglichen 

Maßnahmen zur Schaffung von preiswertem Wohnraum dargestellt werden. 

darzustellen, wie die Stadt die Schaffung von preiswertem Wohnraum 

unterstützt und künftig noch stärker fördern kann. Die Zielgruppen dieses 

Programms sollen neben den Menschen mit niedrigem Einkommen und 

Studierenden insbesondere auch Dem Bau von Wohnraum für junge Familien 

sein. kommt dabei besondere Bedeutung zu. Neben der GWG sind dabei auch 
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2 von 2 andere Wohnungsbaugesellschaften, Genossenschaften und private Investoren 

einzubeziehen. 

Der Magistrat wird aufgefordert, insbesondere auch über die Erfahrungen 

anderer Städte wie Bremen, Hamburg, Freiburg, Marburg, Frankfurt u.a. zu 

berichten, und auch darüber, welche anderen Städte solche Programme planen. 

 

In diesem Zusammenhang soll auch der Stellenwert einer - ggf. regional oder 

objektbezogenen - sog. Sozialquote bewertet werden, mit dem Ziel, dass in den 

nächsten Jahren neue Sozialwohnungen geschaffen werden können. 

 

Das Ergebnis soll bis Mai 2017 zeitnah im Ausschuss für Stadtentwicklung, 

Mobilität und Verkehr vorgestellt werden. 

 

Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: AfD (1), Kasseler Linke, Freie Wähler + Piraten 

den  
 

Beschluss 
 

Dem geänderten Antrag der SPD-Fraktion betr. Programm für bezahlbaren 

Wohnraum, 101.18.456, wird zugestimmt. 

 

 

 

 

 

Petra Friedrich Nicole Eglin 

Stadtverordnetenvorsteherin Schriftführerin 




